Menatsweiser 


für den Monat April 1931 
der Gewerkſchaft kaufmänniſcher Angeſtellten (D. 5. V.) in Polniſch⸗Oberſchleſien. 


Geſchäftsführung: Katowice, ul. sw. Jana 10 III. — Telefon 1191. — P. K. O. 301 845. 


her. | Katowice, den 1. April 1931. | ee 


Erſchreckende Zunahme der Arbeitsloſigkeit 
unter der oberſchleſiſchen Angeſtelltenſchaft. 


Wenn wir die oberſchleſiſche Tagespreſſe aufmerkſam ver- | toren, Direktoren, Abteilungschefs uſw.) ſind trotz der „kata— 
folgen, jo leſen wir faſt täglich Berichte über Mafjenkündi: | ftropbalen Wirtſchaftslage“ der einzelnen Unternehmungen 
gungen und Entlaſſungen von Arbeitern und Angeſtellten aus] und Werke nicht gekürzt worden. Wenn man bei dem oberen 
Betrieben der oberſchleſiſchen Schwer- und Metallinduſtrie.] Verwaltungsapparat Sanierungsmaßnahmen durchgeführt hätte, 
Begründet werden dieſe Maſſenentlaſſungen mit der „kataſtro- wären für die oberſchleſiſche Schwerindujtrie weit größere Er— 
phalen“ Wirtſchaftslage, Herabſetzung von Produktions- und Tſparniſſe erzielt worden, als durch den Maſſenabbau der 
Verwaltungsunkoſten, Betriebseinſchränkung, Stillegung, Um- in den niedrigſten Tarifgruppen bezahlten Angeſtellten. Zu 
organiſation u. a. m. Die oberſchleſiſche Wirtſchaft findet ja | ſolchen Mitteln kann ſich die oberſchleſiſche Wirtſchaft nicht 
immer genügend Gründe, um den unberechtigten Maſſenabbau entſchließen. Im Gegenteil: Die Werksleitungen ſtellen ſogar 
von Angeſtellten vorzunehmen. Die erſten Monate d. Is. in verſchiedenen Induſtrieunternehmungen nur leitende Beamte 
brachten eine erſchreckende Zunahme der Arbeitsloſen in un- und Direktoren mit übermäßig hohen Bezügen ein. Iſt das 
ſerem Arbeitsgebiet. Die Arbeitsloſenziffer ſtieg von Tag zu | die Wirtſchaftskriſe? 

Tag. Den Angaben der ſtaatlichen Arbeitsvermittlungsämter Wir müſſen unter Berückſichtigung der Verhältniſſe in 
zufolge belief ſich die Zahl der Arbeitsloſen in Polen am | den einzelnen Betrieben mit allem Nachdruck fordern, daß der 
21. 3. 31 auf 380660 Perſonen, während Ende des Jahres | Demobilmachungskommiſſar erſt nach ſorgfältiger Prüfung an 
1930 nur 250000 Arbeitsloſe gezählt wurden. Die Arbeits- Ort und Stelle nur in Ausnahmefällen die Genehmigung zum 
loſenziffer hat ſich aljo um 130000 Perſonen erhöht. In der | Abbau von Angeſtellten erteilen ſoll. 

Wojewodſchaft Schleſien iſt nach den amtlichen Mitteilungen Warum erheben wir dieſe Forderung? 

die Zahl der Arbeitsloſen am 21. 3. 31 mit 66365 feſtgeſetzt. Wir müſſen eine Tatſache herausſtellen, daß in den einzelnen 
In unſerem Arbeitsgebiet find alſo in der Zeit vom 1. Ja- Induſtriebetrieben, in denen die enlaſſenen Kollegen tätig waren, 
nuar bis 21. März d. Js. über 12000 Arbeitnehmer ar= | das Arbeitspenſum nicht kleiner geworden iſt. Die jetzt noch 
beitslos geworden. Ganz erheblich iſt die Zahl der arbeits-] in den einzelnen Abteilungen beſchäftigten Kollegen ſind gezwun— 
loſen Angeſtellten geſtiegen, was die amtlichen Statiſtiken | gen, täglich Ueberſtunden bis in die Nacht hinein zu verfahren, 
leider bejtätigen. Gingen doch im Jahre 1930 bei der Ange- | um die von den Entlaſſenen übernommenen Arbeiten bewältigen 
ſtellten⸗Verſicherungsanſtalt in Königshütte 3857 Anträge auf | zu können. Die durch die Arbeitsvermehrung geleiſteten Ueber— 
Unterſtützungszahlung an arbeitsloſe Angeſtellte ein. Zurzeit ] ſtunden werden überhaupt nicht mehr vergütet. Ja man geht 
beziehen etwa rund 2300 Angeſtellte die Arbeitsloſenunter-⸗ jogar ſoweit, daß man unſeren Mitgliedern in den einzelnen 
ſtützung. Die Zahl der Unterſtützungsempfänger wird weiter [Induſtriezweigen, beſonders aber in der Schwerinduſtrie unter der 
zunehmen, da nach unſeren Feſtſtellungen am 31. März wie- Androhung der Entlaſſung Kürzungen der Gehaltsbezüge vor: 
derum 300 Angeſtellte aus unſerem Arbeitsgebiet ſtellungslos | nimmt, indem man ſie in niedrigere Einkommensgruppen einreiht, 
werden. ſie aber auf denſelben Poſten weiterbehält. Alle dieſe Verein— 

Die angeführten Zahlen beweiſen die außerordentliche Not, | barungen, die man von den Angeſtellten unter dem Zwange 
die in den Kreiſen der vberſchleſiſchen Angeſtelltenſchaft ein- der Entlaſſung erpreßt, verſtoßen gegen die tariflichen Verein— 
getreten iſt. i barungen. Aber was bedeutet heute für verſchiedene Induſtrie— 

Wir fragen uns: Waren denn die Angeſtelltenentlaſſungen | werke der mit uns auf Treu und Glauben abgeſchloſſene Tarif— 
in dieſer hohen Zahl berechtigt und war die Auswahl der zur | vertrag? Unter dem Druck der Stillegung und Einſtellung des 
Entlaſſung kommenden Angeſtellten richtig und gerecht? Betriebes hat man z. B. von den Angeſtellten der Hugo-Zink— 

Wir jagen: nein. Man hat genau jo wie früher nur ı hütte eine 15%-ige Kürzung der Gehälter erzwungen, trotzdem 
die bewährteſten, berufstüchtigſten Angeſtellten mit den nie- das Gehaltsabkommen eine Kürzung nicht zuläßt. Dieſe Gehalts- 
drigſten Einkommen abgebaut und dann noch in verſchiedenen | kürzung tritt ſogar rückwirkend ab 14. Februar d. Js. in Kraft. 
Werken den oberen Verwaltungsapparat durch Neueinſtellung | Wie die „Polska Zachodnia“ zu berichten weiß, hat der Demobil— 
von ſogenannten „Oberbeamten“ erweitert. Eine Herabjegung | machungskomiſſar dieſes von der Verwaltung mit der Arbeit— 
der Verwaltungs- und Produktionskojten iſt alſo nicht ein⸗[nehmerſchaft „freiwillig“ getroffene Abkommen mit dieſer Ein— 
getreten, ſodaß der von den einzelnen Werken angegebene | kommenkürzung von 15% beſtätigt mit der Geltungsdauer bis 
Grund völlig aus der Luft gegriffen iſt. Die Auswahl der | zum 31. Mai d. Js. und die Gewerkſchaften zur Reſpektierung 
entlaſſenen Angeſtellten erfolgte gleichfalls ganz willkürlich | diefes Abkommens veranlaßt. 
und planlos ohne Berückſichtigung der langjährigen Dienſtzeit Wir find über dieſe Haltung des Demobilmachungskom— 
und der ſozialen Lage des einzelnen Arbeitnehmers. Wenn wir Jmiſſars ſehr verwundert und haben allerdings eine andere 
eine Bilanz ziehen über die Verhandlungen, die wir beim | Entſcheidung erwartet. Es darf nicht vorkommen daß die ein— 
Demobilmachungskommiſſar und anderen Stellen bei den Ent- zelnen Werksleitungen die Gewerkſchaften außer Acht laſſen 
laſſungsſtreitigkeiten wahrgenommen haben, jo ſtellen wir | und Einkommensregelungen treffen, die gültigen Verträgen 
eine Tatſache feſt. Es iſt nicht ein einziger Direktor und | zuwiderlaufen. 
auch kein Oberbeamter (die Bezeichnung ſtammt aus einem Wir werden mit allen uns zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
Rundſchreiben des Arbeitgeberverbandes) abgebaut worden [uns dafür einſetzen, daß ſich eine derartige Regelung in der 
trotz Betriebseinſchränkung und Einſtellung verſchiedener Be: Schwerinduſtie nicht noch einmal wiederholt, ſelbſt für den Fall, 
triebsabteilungen. Dieſe hohen „Beamten“ find trotz Ent- | daß ein Unternehmen ſtillgelegt werden müßte. Wenn derartige, 
laſſung von Tauſenden von Arbeitnehmern in einzelnen Be- | unter Androhung der Entlaſſung erzwungenen Vereinbarungen 
trieben der Schwerinduſtrie noch unentbehrlicher geworden. | behördlicherſeits beſtätigt werden, wird die oberſchleſiſche 
Aber auch die Bezüge dieſer hohen „Beamten“ (Generaldirek- ! Schwerinduſtrie verſuchen, ſolche widerrechtliche Regelungen 
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Unseren Kollegen, sowie deren 
Angehörigen wünschen wir auf diesem Wege 


rec glückliche, frohe Ostern. 


Kattowitz, den 51. März 1931. in 
Die berufsamtlichen Mitarbeiter. = 
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auch in verſchiedenen anderen Unternehmungen unter dem 
Drucke der Stillegung und Betriebseinſtellung herbeizuführen. 

Wir müſſen aber auch aus dieſem Falle eine Lehre ziehen. 
Der größte Teil der in der Hugo -Zinkhütte beſchäftigten 
Arbeiinehmer war nicht organiſiert und konnte ſich gegen der— 
artige Machinationen nicht genügend wehren. Es zeigte ſich 
alſo hier in der Praxis, wie weit die Arbeitnehmerſchaft kom— 
men kann, wenn ſie keinen gewernſchaftlichen Schutz hat. 

Dieſe kurze Betrachtung über die Vorgänge auf wirt— 
ſchaftlichem Gebiete mögen unſeren Mitgliedern dazu dienen, 
mehr denn je auf dem Poſten zu bleiben und unſerer Bewerk- 
ſchaft die Treue zu bewahren. 

Daraus ergibt ſich die Notwendigkeit, in dieſer Notzeit 
immer mehr zuſammenzuhalten und uns in unſeren eigenen 
Reihen zu feſtigen. Einigkeit und Geſchloſſenheit ſtärkt unſere 
Widerſtandskraft. 

Wir müſſen alle ohne Unterſchied erkennen, daß unſere 
Gewerkſchaftsarbeit notwendig iſt und uns alle eng verbun— 
den hält. 

Daraus hinaus aber iſt es in der jetzigen Zeit eine be— 
ſondere und vornehme Pflicht, gewerkſchaftliche Aufklärungs— 
und Werbearbeit in den Reihen der Falſch- und Unorganiſier— 
ten zu leiſten. Gerade dann, wenn die wirtſchaftliche und 
ſoziale Not doppelt ſo ſchwer auf dem Einzelnen laſtet, braucht 
er die Verbundenheit und die Mithilfe ſeiner Berufskollegen, 
gerade dann erhält die Gemeinſchaft in der Organiſation für 
ihn eine beſondere Bedeutung. Je größer und ſtärker unſere 
Schickſals- und Notgemeinſchaft, um ſo größer auch die Er— 
folge dieſer Gemeinſchaft. 

Sorgen wir daher als Glieder eines Berufsper- 
bandes dafür, daß wir auch den letzten deutſchen 
und chriſtlichen, kaufmänniſchen Angeſtellten, der 
unſerem D. H. P. fernſteht, unferen Reihen zuzuführen. 
Auf ans Werk! Kor. 
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Werber vor! 


Aae 


Das neue | 
Werbepreisausſchreiben. 


INITIIERTE 
Laufzeit 1.1. bis 30. 6. 1931. 


Die Bedingungen und Preife. 

Es werden alle in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1931 
eingehenden Neuwerbungen mit Punktzahlen bewertet, und 
zwar in folgender Weiſe: 


Neubeitritte von Gehilfen 


für den gezahlten Monatsbeitrag mit 


Neubeitritte von Lehrlingen 
für den gezahlten Monatsbeitrag mit 


reiſe: 
p Die 10 beſten Werber werden entſprechend der erzielten 
Punktzahl durch wertvolle Preiſe ausgezeichnet. 
Jeder Preisträger muß mindeſtens die Geſamtzahl von 
50 Punkten erreichen, um in den Genuß eines Preiſes zu gelangen. 
Die neugeworbenen Mitglieder müſſen mit der Zahlung 
der Beiträge am 30. Juni 1931 laufend ſein. 


4 Punkten 


1 Punkt. 


„Monatsweiſer“ 


6. Jahrgang. 


Die Bedingungen ſind ſo, daß jeder einzelne Kollege die 
beſte Ausſicht hat, einen Preis zu erringen. 

Gewiß, wir verkennen nicht die Schwierigkeiten, die ſich 
unſeren Werbern in unſerem Gebiet in den Weg ſtellen. Wenn 
wir aber das ideelle Gut betrachten und die auf dem Wege 
der eignen Selbſthilfe geſchaffenen Einrichtungen unſerer Bewerk- 
ſchaft unterſuchen, dann erkennen wir, daß unſer DHV. in 
Wirklichkeit an der Spitze der Angeſtelltenverbände ſteht. Die 
uns garantierten Selbſthilfeeinrichtungen, wie Stellenloſen— 
unterſtützung, Rechtsſchutz, Sterbegeld und Altershilfe, bieten 
die Gewähr dafür, daß unſer Verband der Hort unſeres 
Standes iſt. 

Der Unerganijierte kann ebenfalls tagtäglich Beiſpiele 
dafür erleben, daß kurzſichtig der handelt, der ſeinen Beitrag 
für ſeinen Berufsverband erſparen zu können glaubt. Das iſt 
immer falſche Sparſamheit, die ſich oft nach kurzer Zeit rächt. 
Denn je ſpäter die Erkenntnis dafür kommt, deſto bitterer 
pflegt dann ſchon die Not zu ſein. 

Jede Werbung bedeutet ja einen Kampf mit der Lauheit 
und Gleichgültigkeit der unorganiſierten Kollegen und eine 
Auseinanderſetzung mit der Gedankenwelt unſerer Gegner. 
Den Kampf müſſen wir aber aufnehmen, wenn wir unſere 
Arbeit noch erfolgreicher geſtalten wollen. 

Wenn jedes einzelne Mitglied ſeine ganze Kraft für das 
Gelingen des Werbekampfes einſetzt, kann der Erfolg nicht 
ausbleiben. 


Aus unſerer Rechtsſchutztätigkeit⸗ 


Zu den Selbſthilfe- und Wohlfahrtseinrichtungen unſerer 
Gewerkſchaft zählt die Rechtsſchutzſtelle, die allen unſeren Mit— 
gliedern koſtenfrei in allen Rechtsſachen Rat und Auskunft 
erteilt, die das Angeſtelltenverhältnis oder Anſprüche aus der 
Kranken-, Angeſtellten- und Arbeitsloſenverſicherung betreffen. 
In allen dieſen Rechtsſtreitigkeiten übernimmt unſere Gewerkſchaft 
die gerichtliche Verfolgung auf eigene Koſten, wenn die Mitglieder 
der Gewerkſchaft mindeſtens 2 Jahre angehören. 

Um unſeren Mitgliedern einen Ueberblick über den Umfang 
und die Bedeutung unſerer Rechtsſchutztätigkeit zu geben, ver⸗ 
öffentlichen wir nachſtehend auszugsweiſe die wichtigſten Zahlen 
aus dem Jahresrechtsſchutzbericht für das Jahr 1930: 

699 mündliche und 96 ſchriftliche Rechtsauskünfte wurden 
erteilt. 

251 Forderungsſchreiben, Mahnungen an die Arbeitgeber, 
Klageſchriften und dergl. ſind von uns eingereicht 
worden. 

Die Zahl der mit Hilfe ſtaatlicher Inſtanzen geklärten 
Fälle betrug 56. 

140 außerordentliche Verhandlungen verſchiedener Er— 
werbszweige mußten wir führen, um für unſere 
Kollegen Bezahlung der rückſtändigen Gehälter, richtige 
Eingruppierung, Ausſtellung von Zeugniſſen uſw. 
zu erreichen. 

Insgeſamt wurden 111 Termine n und zwar: 


a) vor Kaufmannsgerichten 12 
b) vor Schlichtungsausſchüſſen „ re 
c vor Geertegericten e ee 3 
d) ordentlichen Gerichten 6 22 
e) vor dem Denoolmacdungshommiſar 29 
) vor ſonſtigen Spruchſtellen 22 


Durch Urteil der ftaatlichen Inſtanzen, durch gerichtliche 
und außergerichtliche Vergleiche und andere Vereinbarungen 
wurden durch unſere Rechtsſchutzſtelle erſtritten: 

36.065,50 21 aus rückſtändigen Gehältern, Nach: 
zahlung von Tarifgehältern, Proviſionen, Speſen, 
Vergütung für nicht entnommenen Urlaub, Bezahlung 
von Ueberſtunden, vorenthaltenen Kautionen uſw. 

14 Zcugniſſe entſprechend den Beſtimmungen des H. G. B. 

13 Wiedereinſtellungen. 

Beſonders aufführen wollen wir noch die verfchiedenen 
Streitfälle mit der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt, mit den 
Fortbildungsſchulen., mit der Knappſchaft, die wir zugunſten 
unſerer Mitglieder ſchlichten konnten. 5 Kollegen konnten wir 
die Verſetzung aus dem Arbeits- ins Angeſtelltenverhältnis 
durchſetzen und damit auch die entſprechende Eingruppierung 
in die kaufmänniſchen Berufsgruppen erreichen. 

Beſonders wollen wir noch erwähnen, daß wir gezwungen 
waren, eine Anzeige beim Staatsanwalt wegen körperlicher 
Züchtigung eines Lehrlings einzuleiten. 


6. Jahrgang. 


„Monatsweiſer“ 
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Aus dieſen Zahlen geht eindeutig hervor, daß 
unſer koſtenloſer Rechtsſchutz ſtark in Anſpruch ge⸗ 
nommen wurde. 

Es iſt der Beweis erbracht, wie notwendig jeder 
Berufskollege den Rechtsſchutz gerade in der jetzigen 
Zeit braucht und wie ſegensreich ſich unſere Selbſt⸗ 
hilfeeinrichtung für unſere Mitglieder Jahr für Jahr 
geſtaltet. 

Dieſe erfolgreiche Rechtsſchutzarbeit wollen unjere 
Mitarbeiter dazu verwenden, neue Mitglieder für 
unſere Gewerkſchaft zu gewinnen. 


Aus unſerer ſozialpolitiſchen Tätigkeit. 

Unſere Verbeſſerungsvorſchläge zur Angeſtellten⸗ 
und Ardeitsloſenverſicherung in der ſozialen Kom⸗ 
miſſion des Schleſiſchen Seims. Auf das wiederholte 
Drängen der Angeſtelltengewerkſchaften hat ſich nun die Soziale 
Kommiſſion des Schleſiſchen Sejms in mehreren Sitzungen mit 
unſeren Forderungen zum Ausbau der ſozialen Geſetzgebung 
beſchäftigt. In erſter Linie haben wir Forderungen zum An— 
geftelltenverſicherungsgeſetz und zur Arbeitsloſenverſicherung 
geſtellt. 

Die Soziale Kommiſſion hat einſtimmig einen Antrag des 
Deutſchen Klubs angenommen, der der Regierung in Warſchau 
vorſchlägt, nachſtehende Aenderungen des Angeſtelltenver— 
ſicherungsgeſetzes vorzunehmen: 
1. Herabſetzung der Altersgrenze auf 60 Jahre für den Bezug 

der Altersrente. Für Angeſtellte, die in beſonders geſundheits— 
ſchädlichen Betrieben beſchäftigt werden, weitere Herab— 
ſetzung auf 55 Jahre. Falls für dieſe Leiſtungen die not— 
wendige Deckung nicht vorhanden ſein ſollte, muß in jedem 
Falle eine Aenderung inſofern eintreten, daß jeder Ver— 
ſicherte, der das 60. bezw. das 55. Lebensjahr beendet hat, 
beim Aufhören der Leiſtungen aus der Arbeitsloſenver— 
ſicherung Anrecht auf die volle Invalidenrente hat ohne 
Rückſicht auf ſeine Arbeitsfähigkeit, ſolange er arbeitslos 
bleibt. - 

2. Aenderung der Beſtimmungen über die Rentenberechnung: 
a) Die Grundlage für die Errechnung der Grundrente 
bildet das durchſchnittliche Grundgehalt der letzten 
60 Beitragsmonate der Verſicherungszeit. Wenn das 
durchſchnittliche Grundgehalt aller Beitragsmonate 
höher ift als das der letzten 60 Beitragsmonate, wird 
das höhere Durchſchnittsgehalt als Grundlage zur 
Errechnung der Rente zugrunde gelegt. 
Für die Bemeſſung des Steigerungsbetrages der Rente 
(Steigerungsſatz) dienen ſämtliche in der Verſicherung 
angerechneten und bezahlten monatlichen Verſicherungs— 
beiträge als Errechnungsgrundlage. 
Der Grundbetrag der Rente muß 30% der für die 
Berechnung der Rentenleiſtungen unter Punkt a) 
bezeichneten Grundlage betragen. Der Steigerungs— 
betrag der Rente beträgt ¼8 der Grundlage für jeden 
Beitragsmonat und erreicht nach 480 Beitragsmonaten 
die Höhe von 70% der Berechnungsgrundlage. 
3. Aufhebung aller geſetzlichen Vorſchriften, die die Ver— 
ſicherungspflicht für Ladenverkäufer und Expedienten teils 
erſchweren, teils nicht zulaſſen. 

4. Schaffung von erleichterten Bedingungen zur freiwilligen 
Weiterverſicherung durch Feſtſetzung niedrigerer Beiträge. 
Perſonen, die infolge ihrer wirtſchaftlichen Notlage nicht in 
der Lage ſind, ihre Verſicherung mit freiwilligen Beiträgen 
weiter aufrecht zu erhalten, ſoll die Möglichkeit gegeben 
werden, ihre Anrechte durch jährlich zu zahlende An— 


Sie ſchädigen ſich ſelbſt, 
wenn Sie Ihren Verbandsbeitrag nicht pünktlich 
oder nicht in ber richtigen Höhe entrichten. Wer 
ſich vor Leiſtungskürzungen oder Leiſtungsentzug 

bewahren will, muß 


Af Lichtige Beitragszahlung achten! 


b 


— 
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6. Aenderung des Art. 


Die Betriebs⸗ 

und Angeſtelltenrats⸗Wahlen 
in den meiſten Betrieben 
ſtehen bevor! 


Unſere Mitglieder haben die Aufgabe, ins⸗ 
befondere die Angeſtelltenratswahlen vorzu⸗ 
bereiten und für die Vertretung unſerer 
Berufsangehörigen Sorge zu tragen. x: 
Jeder Angeſtellte und Lehrling, der das 
18. Lebensjahr vollendet hat, iſt 1 
rechtigt. % t 2 & 
Wählbar find die mindeſtens 24 Jahre alten 
Wahlberechtigten, die nicht mehr in Berufs⸗ 
ausbildung ſind und am Wahltage minde⸗ 
ſtens 6 Monate dem Betrieb oder dem 
Unternehmen, ſowie mindeſtens 3 Jahre 
dem Gewerbe⸗ oder Berufszweig angehören, 
in dem ſie tätig ſind. . 8 * 


Die gegenwärtige Wirtſchaftslage, in Ver⸗ 
bindung mit einem anhaltenden Maſſen⸗ 
abbau von Angeſtellten verlangt gebieteriſch 
den weiteren Ausbau unſerer Betriebsräte⸗ 
bewegung. Die Notzeit, in der wir leben, 
müßte eigentlich die letzte Wahlzurückhaltung 
beſeitigen. Die Tätigkeit wohlunterrichteter 
Betriebsvertretungen iſt auch heute noch das 
beſte Mittel der Selbſthilfe, um durch Verein⸗ 
barungen von Einſtellungsrichtlinien gegen 
Berufsfremde, Doppelverdiener, Penſionäre 
und die Not der älteren Angeſtellten wirk⸗ 
ſam vorzugehen und Arbeitsplätze für die 
Stellenloſen frei zu machen. 8 

Unſere Kollegen müſſen in den WBetriebsver⸗ 
tretungen einen bedeutenden Einfluß haben. 


Un verantwortlich handelt, wer > a, 
Wahlpflicht entzieht. 


erkennungsgebühren aufrecht zu erhalten. 


5. Abſchaffung aller Beſtimmungen, die den Verſicherten beim 


Bezuge einer Unfallrente ſchädigen. 

118 des Ang-Verſ.⸗Geſetzes und 
Schaffung von erleichterten Beſtimmungen, die dem aus der 
Angeſtelltenverſicherung in die Arbeiter-Invalidenverſicherung 
übertretenden Angeſtellten die Aufrechterhaltung der An— 
geſtelltenverſicherung ermöglichen. 


7. Einführung von Zuſatzleiſtungen und Zahlung eines Sterbe— 


geldes in Höhe eines Durchſchnittsbetrages der letzten 
12 Beitrags monate. 
8. Aenderung der zurzeit gültigen Verdienſtgruppen. Die 
niedrigſte Einkommensgruppe iſt von 60 auf 100 und die 
höchſte von 720 auf 900 2 monatlich zu erhöhen. 
9. Einführung von Strafvorſchriften für die Nichtanmeldung 
von verſicherungspflichtigen Angeſtellten und für die Nicht— 
bezahlung der laut Geſetz beſtimmten Verſicherungsbeiträge 
Unſere weiteren Anträge, die Arbeitsloſenſätze zu erhöhen 
und die Bezugsdauer zu verlängern, werden noch in der 
Sozialen Kommiſſion behandelt. Der letzte Antrag iſt außer— 
ordentlich wichtig, zumal bereits am 1. Januar d. Js. eine 
Reihe von unſeren Mitgliedern aus der Arbeitsloſenverſicherung 
ausgeſteuert ſind. Unſere Forderungen gehen dahin, die 
Unterſtützungsſätze zu erhöhen und die Bezugsdauer für die 
Arbeitsloſenunterſtützung zunächſt einmal auf 18 Monate zu 
verlängern. 
Die Neuregelung der Arbeitsloſenunterſtützungen kann 
ohne weiteres eintreten, da ja der Angeſtelltenverſicherungs— 
anſtalt genügend Reſerven vorliegen. Es ſind über 10 Mill. 
Zloty als Rücklagen für die Arbeitsloſenſürſorge für Angeſtellte 
vorhanden. 
Unſere Aufgabe wird es ſein, ſo ſchnell wie irgend möglich 
eine Aenderung des Angeſtelltenverſicherungs-Geſetzes durch— 
zuſetzen. 

Ueber alle anderen ſozialen Geſetze, die im Schleſ. Sejm 
beraten werden, erfolgt ein beſonderer Bericht in unſerer 
nächſten Monatszeitſchrift. Kor. 


Seite 20. 


Aus unferer gewerkſchaftlichen Tätigkeit 


Kündigung des Gehaltsabkommens in der weiter⸗ 
verarbeitenden Metallinduſtrie. Vom Arbeitgeberverband 
der weiterverarbeitenden Metallinduſtrie erhielten wir am 
27. Februar d. Js. folgendes Schreiben: 

Kattowitz, den 26. 2. 1931. 
Infolge der kataſtrophalen wirtſchaftlichen Lage ſehen 
wir uns leider genötigt, das Gehaltsabkommen vom 18. 1. 
1950 zum 31. 3. 31 zu kündigen. 
Unſere Forderungen bezügl. Aenderungen der Gehalts— 
tafel werden wir Ihnen noch zukommen laſſen. 
gez. Hackemann. 

Die Forderung iſt uns bis zum heutigen Tage nicht unter— 
breitet worden. Eine Aenderung der Gehaltsſätze wird ja 
erfahrungsgemäß nicht eher eintreten, bis nicht die Verhand— 
lungen in der Schwerinduſtrie beendet ſind. 

Paritätiſche Verhandlungen mit dem Arbeitgeberverband 
der Schwerinduſtrie haben bis jetzt auch noch nicht ſtattgefunden. 
Wir werden unſere Kollegen laufend unterrichten. 


Mitteilungen 


Der Deutſche Kulturbund veranſtaltet am Freitag, den 
10. April d. IJs., abends 8 Uhr in der Reichshalle in Kattowitz 
und am Sonnabend, den 11. April, abends 8 Uhr im 
Dom Polski in Königshütte einen Vortrag über: 


„Spwietrußland von heute“, 


den Univerſitätsprofeſſor Dr. Hans Halm hält. 
Wir weiſen unſere Mitglieder auf dieſen Vortrag hin und 
empfehlen ihnen den Beſuch. 


Vorausfetzungen für die Gewährung von Stellen⸗ 
loſenunterſtützung. Wir bringen unſeren Mitgliedern noch 
einmal die in der Satzung enthaltenen Grundſätze und Vor— 
ſchriften für die Gewährung von Stellenloſenunterſtützung zur 
Kenntnis und Erinnerung. Die Satzung hat jedes Mitglied 
erhalten. Es kommt vor, daß die gekündigten Kollegen ſich 
an dieſe Satzungsbeſtimmung nicht gehalten haben, ſodaß wir 
gezwungen waren, die Zahlung einer Unterſtützung abzulehnen. 
Wir können auch in Zukunft nicht anders handeln, da wir 
uns nach unſerer Satzung richten müſſen. Daher geben wir 
noch einmal die Vorausſetzung für die Gewährung von Stellen— 
loſenunterſtützung bekannt und empfehlen unſeren Mitgliedern, 
dieſe Beſtimmungen einmal in der Satzung nachzuleſen. 


§ 2 der Vorſchriften. 


1. Die Stellenloſenunterſtützung wird nur bei Arbeitsfähigkeit 
und auf Antrag gewährt. 

2. Das Mitglied muß Bewerber bei der Stellenvermittlung 
der Gewerkſchaft in Kattowitz geworden ſein und zwar: 

a) innerhalb 8 Tagen nach der Kündigung der letzten 
feſten kaufmänniſchen Stellung, der friſtloſen Ent— 
laſſung oder dem friſtloſen Austritt aus dieſer 
Stellung, der Wiederherſtellung der Erwerbs— 
fähigkeit nach Krankheit, 

(b 6 Wochen vor Ablauf eines auf beſtimmte Zeit 
ohne Kündigungsfriſt geſchloſſenen Dienjtvertrages 
(auch Probe- oder Saiſonſtellung). 

3. Wird das rechtzeitige Eintragen bei der Stellen vermittlung 
(Ziffer 2) verſäumt, ſo wird bei einem Verſpäten bis zu 
zwei Wochen die Unterſtützung für den 1. Monat der 
Bezugsdauer nicht gewährt. Für jede weitere angefangene 
oder volle Woche verliert das Mitglied die Unterſtützung 
für einen weiteren Monat. 

4. Die Unterſtützung wird nicht gezahlt, wenn das jtellen- 
loſe Mitglied an Lehrgängen, die ihm zur beruflichen 
Fortbildung koſtenlos von der Gewerkſchaft angeboten 
werden, nicht teilnimmt. 

5. Keinen Anſpruch auf Unterſtützung haben die Mitglieder, 
die aus einem geſetzlich zuläſſigem Grunde vom Arbeit— 
geber ohne Einhaltung der Kündigungsfriſt nach 88 70, 72 
des HGB entlaſſen ſind, es ſei denn, daß die Entlaſſung 
durch unverſchuldetes Unglück des Mitglieds hervorgerufen 
worden iſt. 

6. Das Unterſtützung beziehende Mitglied hat ſich mindeſtens 
an 3 von der zuſtändigen Geſchäftsſtelle beſtimmten Tagen 
der Woche bei dieſer zu melden. 


„Monatsweiſer“ 


= 


6. Jahrgang. 


Deranftaltungs- Anzeiger, 
Ortsgruppen: 


Kattowitz 


Achtung, Schachſpieler! Am Sonntag, den 12. April 
findet im Verbandshaus in Beuthen ein Schachturnier zwiſchen 
den Schachgruppen Beuthen und Kattowitz ſtatt. Alle Schach— 
freunde werden zur Teilnahme aufgefordert und melden ſich 
ſofort auf der Geſchäftsſtelle. Jeden Mittwoch Uebungsabend 
im Jugendheim. 


Dienstag abends 8 Uhr, Vereinszimmer des Chriſtlichen 
7. April J Hoſpiz, Monatsverſammlung. 
1 Tagesordnung: 
1. Mitteilungen, 


2. Die Urſachen der Weltwirtſchaftskriſe und der 
Arbeitsloſigkeit, 
3. Die letzten Abbaumaßnahmen der Schwerinduſtrie 
(Geſchäftsführer Koruſchowitz), 
4. Anträge, 
5. Verſchiedenes. 
Wir hoffen, bei dem Ernſt der heutigen Lage beſtimmt 
auf zahlreichen Beſuch der Verſammlung, auf welcher die 
Tagesfragen eingehend behandelt werden ſollen. 


Königshütte. 
Ps] abends 8 Uhr im Hotel Graf Reden, Vorſtands⸗ 
9. April ſitzung. 
Mittwoch abends 8 Uhr im Hotel Graf Reden, Monats- 
15. April verſammlung mit Vortrag des Kreisvorſtehers 
B. über das Thema: „Eichendorff, ein ober: 
ſchleſiſcher Dichter“. 
Friedenshütte. 
Sonntag vormittags 10 Uhr bei Smiatek Monatsver⸗ 
12. April ſammlung mit Vortrag des Kreisgeſchäfts⸗ 
— — führers Paul Suhy-Beuthen über: „Die 


ſoziale Geſetzgebung in Deutſchland.“ 
Schwientochlowitz. 


Montag abends 8 Uhr bei Pilawa Monatsverſammlung 
20. April 


mit anſchließendem Lichtbildervortrag des Ge— 
ſchäftsführers Koruſchowitz über: „Das Aus⸗ 
landsdeutſchtum“. 
Bismarckhütte. 


Sonntag vormittags 10,30 Uhr im Hüttenkaſino Vor— 
12. April] ſtandsſitzung. 


l abends 8 Uhr Monatsverſammlung im Hütten» 
2 kaſino. Anſchließend Lichtbildervortrag des 
—t Geſchäftsführers Koruſchowitz 
Auslandsdeutſchtum.“ 


Ruda. 


E 
10. E 


über: „Das 


abends 8 Uhr bei Pilawa Monatsverſammlung 
mit anſchließendem Lichtbildervortrag des Ge— 


ſchäftsführers Koruſchowitz über: „Das Aus⸗ 
landsdeutſchtum“. 
Lipine 

abends 8 Uhr in Piasniki bei Paterok 


WE Monatsverſammlung mit anſchließendem Vor— 
2 trag des Geſchäftsführers Koruſchowitz über: 
„Warum fordern wir Ausdau und Erhaltung der 
ſozialen Schutzgeſetzgebung“. 


Laurahütte. 


Mittwoch abends 8 Uhr bei Duda in Siemianowice Mo— 

8. April natsverſammlung mit anſchließendem Vortrag 

des Geſchäftsführers Koruſchowitz über: „Wa⸗ 

rum fordern wir den weiteren Ausbau der ſozialen 
Geſetzgebung.“ 


Tichau 


Die fällige Monatsverſammlung wird durch ein beſonderes 
Rundſchreiben bekannt gegeben. 


Für die Redaktion verantwortl. Leo Koruschowitz, Katowice, ul. Sw. Jana 10 
Druck: Kurier Sp. 2 o. p. Katowice. 


